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Von Ole Rosenbohm

Sande – Um eine versuchte 
räuberische Erpressung mit 
Waffen dreht sich seit ver-
gangener Woche ein Prozess 
vor der 1. Strafkammer des 
Landgerichts Oldenburg. 
Durchgeführt worden sein 
soll die Tat am 30. Juni 2024 
an einem damals 20-Jährigen 
von drei jetzt angeklagten 
Männern in einer Garage in 
Sande – und zwar laut Ankla-
ge mit Schlägen und Tritten 
gegen den Kopf, einem zur 
Einschüchterung gebrauch-
ten Teleskopschlagstock so-
wie einem kleinen Beil. Dazu 
sollen die Angeklagten üble 
Drohungen gegen Leib und 
Leben des heute 22-Jährigen 
und dessen Familie ausge-
sprochen haben.

Der junge Geschädigte soll 
Arbeitnehmer des ältesten 
Angeklagten, eines 54-Jähri-
gen aus Sande, gewesen sein. 
Nachdem bei diesem offen-
bar eingebrochen und ein 
Tresor mit Bargeld entwen-

det worden war, hatte der 54-
Jährige den 22-Jährigen als 
einen der Täter in Verdacht 
und wollte möglicherweise 
das Geld aus dem Tresor zu-
rückerpressen: 40.000 Euro, 
obwohl er nach dem Ein-
bruch lediglich 10.000 Euro 
als Verlust angegeben hatte.

Schläge und massive 
Drohungen

Die Staatsanwaltschaft 
geht davon aus, dass der 54-
Jährige die beiden anderen 
Angeklagten für die Erpres-
sungstat beauftragte. Dabei 
handelt es sich um einen 25-
Jährigen aus Sande und 
einen 32-Jährigen aus Schor-
tens. Diese beiden Männer 
sollen auf den in die Garage 
gelockten Geschädigten ge-
wartet und ihn direkt ge-
packt haben. Wie der 22-Jäh-
rige in seiner mehr als zwei-
einhalb Stunden langen Zeu-
genvernehmung zum Pro-
zessauftakt schilderte, habe 
es Ohrfeigen gegeben, einen 

Tritt auf seinen Kopf, als er 
auf dem Boden gelegen habe, 
und die Drohung, ihm mit 
der Axt Finger oder Hand ab-
zuschlagen. Dafür habe einer 
der Täter sein Handgelenk 
gepackt und die Hand auf 
eine Fläche gelegt. Er hacke 
dem die Hände ab, wer sei-
nen Freund beklaue, soll der 
32-Jährige gedroht haben.

Erst am Ende der mindes-

tens fünf Minuten langen 
Marter soll der 54-Jährige die 
Garage betreten haben, um 
dem wohl eingeschüchterten 
und verzweifelten Geschä-
digten das Versprechen abzu-
nehmen, das gesamte Geld 
zurückzuzahlen. Eine Dro-
hung soll er seinem ehemali-
gen Angestellten aber auch 
noch hinterhergerufen ha-
ben: Das nächste Mal werde 

es nicht beim Heulen blei-
ben.

Doch gezahlt hat der 22-
Jährige nicht. Schon im Vor-
feld der Tat – damals ange-
sprochen von seinem Chef – 
hatte er jede Beteiligung am 
Einbruch bestritten und 
nach dem Gespräch sogar 
wochenlang weitergearbei-
tet. Auch Polizeiermittlun-
gen hatten nichts Belastbares 
gegen ihn ergeben. Und 
nachdem er die Garage mit 
oberflächlichen Verletzun-
gen wie einem blauen Auge 
verlassen hatte, benachrich-
tigte er – überredet von 
einem Lehrer – am nächsten 
Tag die Polizei.

Angeklagte weisen 
Vorwürfe zurück

Ohne weitere Fragen be-
antworten zu wollen, be-
haupteten dagegen die Ange-
klagten in knappen Erklärun-
gen ihrer Verteidiger, dass al-
les gelogen sei. Der 32-Jährige 
gab noch an, er sei zur Tatzeit 

gar nicht in der Nähe des Tat-
orts gewesen. Gleichwohl 
hatte die Polizei nach der An-
zeigeerstattung in dessen 
Kofferraum den vom Geschä-
digten beschriebenen Schlag-
stock und das Beil gefunden.

Der 25-Jährige verließ so-
gar noch vor Anklagever-
lesung den Saal; aus formal-
rechtlichen Gründen: Das 
Gericht hatte schlicht ver-
passt, seinen neuen Anwalt 
rechtzeitig zum Termin zu la-
den. Weil das aber vorge-
schrieben ist – gleich, ob der 
Verteidiger vom Termin weiß 
oder nicht –, konnte mit die-
sem Angeklagten die Haupt-
verhandlung nicht fortge-
setzt werden. 

Das Verfahren wurde ab-
getrennt. So wird irgend-
wann gegen den 25-Jährigen 
allein verhandelt werden. 
Der Prozess gegen die beiden 
anderen soll schon in zwei 
Wochen enden. Im Falle 
einer Verurteilung müssen 
sie jahrelange Haftstrafen be-
fürchten.
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Von Kai Decker
Und Lukas Klus

Friesland/Wilhelmshaven – 
Für das gemeinsame Zentral-
klinikum haben Friesland 
und Wilhelmshaven am Mitt-
woch zwei entscheidende 
Weichen gestellt: Kreistag 
und Stadtrat stimmten so-
wohl der Fusion ihrer Klinik-
gesellschaften als auch dem 
Wilhelmshavener Kreuz Ost 
als Vorzugsstandort für den 
Neubau zu.

In Friesland scheiterte zu-
nächst der Versuch, die Ent-
scheidung über die Fusion zu 
verschieben. Dann wurde die 
Sitzung für zehn Minuten 
unterbrochen – und am Ende 
stand eine überraschend 
breite Mehrheit. Mit 30 zu 
sechs Stimmen machte der 
Kreistag den Weg für die Fu-
sion der Friesland Kliniken 
mit dem Klinikum Wilhelms-
haven frei. Möglich wurde 
das deutliche Ergebnis durch 
einen Kompromiss bei den 
bislang umstrittenen finan-
ziellen Fragen.

Finanzfragen noch 
ungeklärt

Die CDU hatte zunächst 
beantragt, die Entscheidung 
zu vertagen. Fraktionschef 
Dirk Zillmer kritisierte, dass 
wesentliche finanzielle Fra-
gen weiterhin offen seien. 
Erst müsse geklärt werden, 
welche Verpflichtungen bei-
de Seiten übernehmen und 
wie künftige Kosten verteilt 
werden, dann könne über die 
Fusion entschieden werden.

Unterstützung bekam die 
CDU von Zukunft Varel. Auch 
innerhalb der Mehrheits-
gruppe gab es Vorbehalte. 
Grünen-Fraktionschefin 
Martina Esser sprach von „er-
heblichen Bauchschmerzen“.

Der Vertagungsantrag 
scheiterte knapp mit 15 zu 19 
Stimmen. Anschließend wur-

de die Sitzung für rund zehn 
Minuten unterbrochen.

In dieser Pause verstän-
digten sich Mehrheit und 
Teile der Opposition auf zu-
sätzliche Sicherungen. Ein 
zentraler Punkt: Finanzielle 
Risiken sollen grundsätzlich 
dort getragen werden, wo sie 
verursacht wurden. Das gilt 
ausdrücklich auch für not-
wendige oder bislang unter-
lassene Investitionen an den 
bestehenden Klinikstandor-
ten.

Tarifbindung und 
Versorgung gesichert

Zudem behält der Kreistag 
bei der noch ausstehenden 
Finanzierungsvereinbarung 

das letzte Wort. Vor einer 
Entscheidung sollen unter 
anderem Vermögensüber-
sichten beider Klinikgesell-
schaften und eine Wirt-
schaftlichkeitsberechnung 
für das Zentralklinikum vor-
liegen. Auch die Tarifbin-
dung der Beschäftigten und 
die medizinische Versorgung 
während der Übergangszeit 
wurden in den Kompromiss 
aufgenommen.

Am Ende stimmten 30 
Kreistagsmitglieder für die 
Fusion, sechs dagegen.

Landrat Sven Ambrosy 
hatte für eine schnelle Ent-
scheidung geworben. Eine 
feste Antragsfrist gebe es 
zwar nicht. Allerdings plan-
ten immer mehr Regionen 

Zentralkliniken und konkur-
rierten damit um Fördermit-
tel. Angestrebt wird eine För-
derung von 90 Prozent der 
Transformationskosten. Mi-
nisterpräsident und Kreis-
tagsabgeordneter Olaf Lies 
bekräftigte in der Sitzung, 
dass die Zahl der Antragstel-
ler weiter steigen werde.

Wilhelmshaven stimmt 
deutlich für Fusion

In Wilhelmshaven fiel die 
Entscheidung über die Fu-
sion ohne vergleichbare Aus-
einandersetzung. 30 Rats-
mitglieder stimmten für die 
Verschmelzung, fünf da-
gegen, zwei enthielten sich.

Mit den Beschlüssen von 

Kreistag und Stadtrat ist die 
Fusion allerdings noch nicht 
vollzogen. Darauf verwies 
auch der Wilhelmshavener 
Ratsherr und Vorsitzende des 
Finanzausschusses Uwe Hei-
nemann (CDU): Zunächst sei-
en die politischen Weichen 
gestellt, nun müssten weitere 
Schritte folgen.

Auch beim Standort ka-
men Friesland und Wil-
helmshaven zum selben Er-
gebnis: Das Wilhelmshave-
ner Kreuz Ost soll als Vor-
zugsstandort für das gemein-
same Zentralklinikum wei-
terverfolgt werden. In Fries-
land fiel die Entscheidung 
mit 32 zu zwei Stimmen. Im 
Wilhelmshavener Stadtrat 
stimmten 30 Mitglieder da-

für, fünf dagegen, zwei ent-
hielten sich.

Endgültig entschieden 
ist noch nichts

Damit steht allerdings 
noch nicht endgültig fest, 
dass dort tatsächlich gebaut 
wird. Die Verwaltungen sol-
len nun die weiteren Schritte 
einleiten, um das Vorhaben 
auf der Fläche zu realisieren. 
Sollte der Standort im weite-
ren Verfahren ausscheiden, 
kommen andere der insge-
samt sechs untersuchten Flä-
chen in Wilhelmshaven so-
wie den Gemeinden Sande 
und Zetel in Betracht. In 
Friesland ist für einen sol-
chen Wechsel ausdrücklich 
ein neuer Kreistagsbeschluss 
erforderlich.

In Wilhelmshaven war der 
Standortbeschluss dennoch 
von einer längeren Debatte 
begleitet. FDP-Ratsherr Tho-
mas Lehmann sprach bei der 
Standortsuche von „Zeit- und 
Geldverschwendung“ und 
brachte eine Privatisierung 
ins Gespräch. Darwin Rein-
hard (Freie Wähler) sah ein 
„demokratietheoretisches 
Problem“ darin, die weitrei-
chende Entscheidung kurz 
vor der Kommunalwahl zu 
treffen.

Detlef Stump (AfD) und 
Andreas Tönjes (Die PARTEI) 
kritisierten Mängel in den 
Gutachten und stimmten 
gegen die Vorlage. Tönjes 
kündigte nach der Ratssit-
zung zudem an, sein Mandat 
in der Gesellschafterver-
sammlung des Klinikums 
niederzulegen. Die Entschei-
dung ändere nichts an den 
Problemen, die er in den ver-
gangenen anderthalb Jahren 
dokumentiert habe. Der 
künftige Rat müsse nun da-
für sorgen, „dass die Fehler 
der Vergangenheit nicht in 
das Zentralklinikum übertra-
gen werden“.
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Aus zwei Gesellschaften soll eine werden: Das Klinikum Wilhelmshaven und die Friesland Kliniken stehen vor der Verschmel-
zung. BILD: NWZ-Archiv/von Reeken/Braun


